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Resultate des Frauenkongresses
Der umfassende Bericht über den 4.

Schweizerischen Frauenkongress in Bern
liegt vor. Er enthält die Hauptreferate, eine
Zusammenfassung der Wahlveranstaltun-
gen und Hinweise für die Zukunft. Den
Teilnehmerinnen am Kongress wird der
Bericht eine wertvolle Erinnerung sein, al-
len jenen, die nicht nach Bern reisen
konnten, wird er zeigen, wie weit gespannt
der Bogen der aufgegriffenen Themen war.

Das Buch kostet Fr. 9.— inklusive Porto
und Verpackung und kann bei der ARGE,
Dolderstrasse 38, 8032 Zürich, bestellt
werden. In Bern angemeldete Bestellungen
gelten nicht, sie müssen wiederholt wer-
den.

Aus dem Bundeshaus verlautete, der Bun-
desrat habe die am Kongress formulierten
Resolutionen zur Kenntnis genommen und
verschiedene Departemente mit der Wei-
terbehandlung der Fragen beauftragt. Das
Departement des Innern wird sich mit der
Schaffung eines eidgenössischen Organs
für Frauenfragen zu befassen haben. Die
beiden Resolutionen, mit welchen die
Gleichbehandlung von Mann und Frau in
Gesellschaft und Familie, in der Arbeits-
weit, Erziehung und beruflichen Ausbil-
dung verlangt wird, werden das Justiz-
und Polizeidepartement sowie das Volks-
wirtschaftsdepartement beschäftigen. Fer-
ner wurden alle Departemente angewiesen,
in ihren Aufgabenkreis fallende Massnah-
men, welche die besondere Stellung der
Frau berühren, in ihrem Beitrag zum jähr-
liehen Geschäftsbericht des Bundesrates
ausdrücklich zu erwähnen.

Volksbegehren für die
Fristenlösung
Nachdem die Schweizerische Vereinigung
für straflosen Schwangerschaftsabbruch
(SVSS) beschlossen hat, ein neues Volks-
begehren für die Einführung der Fristen-
lösung zu lancieren, hat sich in Zürich eine
lokale Sektion dieser Vereinigung etabliert.
Sie will die Unterschriftensammlung in die-
ser Region organisieren und durchführen.
Eine erste Mitgliederversammlung unter
der Leitung von Stadtrat Dr. phil. Jürg
Kaufmann verband sie mit einer Orientie-
rung der Öffentlichkeit über die Ausgangs-
läge, welche zur Lancierung der neuen In-
itiative führte.

Aus juristischer Sicht beleuchtete Pro-
fessor Dr. iur. Peter Noll von der Universi-
tät Zürich die Situation, die sich durch den
Null-Entscheid im Nationalrat und die Ver-
abschiedung einer Indikationenlösung
durch den Ständerat ergeben hat. Die von
der kleinen Kammer vorgesehene Lösung
gleicht weitgehend dem heute geltenden
Art. 120 StGB. Sie geht insofern etwas
weiter, als sie dem Arzt die Möglichkeit
gibt, bei der Beurteilung der gesundheit-
liehen Beeinträchtigung auch die sozialen
Verhältnisse mitzuberücksichtigen. Eine
voraussehbare dauernde und schwere
Schädigung des Kindes oder eine Schwan-
gerschaft als Folge einer hinreichend
glaubhaft gemachten strafbaren Handlung
können für die Zustimmung zum Abbruch
ebenfalls in Betracht gezogen werden. In

den liberaleren Kantonen wurde das gel-
tende Gesetz schon jetzt in diesem Sinne
ausgelegt.

Andererseits enthält der vom Ständerat
gutgeheissene Gesetzesentwurf aber auch
eine wesentliche Einschränkung, indem
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